
 

 

Anlage 2: Ausführungen zu Kinder- und Jugendförderplänen im Kinder- und 
Jugendförderungsgesetz NRW (3. AG-KJHG - KJFöG) 
 
 
§ 8 
Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit sowie erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz in der Jugendhilfeplanung 
 
(1) Jugendhilfeplanung im Sinne des § 80 SGB VIII ist eine ständige Aufgabe des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. Sie stützt sich auf die Erfassung der Wünsche, 
Interessen und Bedürfnisse von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien und soll so 
gestaltet werden, dass sie flexibel auf neue Entwicklungen in deren Lebenslagen reagieren 
und die Arbeitsansätze sowie die finanzielle Ausgestaltung auf diese Entwicklungen 
abstellen kann. 
 
(2) Vor der Entscheidung über Ausstattung und Förderung der Kinder- und Jugendarbeit, 
der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes haben die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen ihrer Planungs- und 
Gewährleistungsverpflichtung nach den §§ 79, 80 SGB VIII jeweils den Bestand und den 
Bedarf an Einrichtungen, Diensten und Veranstaltungen sowie Fachkräften in den in diesem 
Gesetz beschriebenen Förderbereichen zu ermitteln und die für die Umsetzung 
notwendigen Maßnahmen festzulegen. 
 
(3) Die Jugendhilfeplanung soll mit den Zielen anderer Planungsbereiche der Kommunen 
abgestimmt werden, soweit diese sich auf die Lebenssituation von Kindern und 
Jugendlichen beziehen. Hierbei haben die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
darauf hinzuwirken, dass die Interessen und Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen in 
die Planungen einfließen. 
 
(4) An der Jugendhilfeplanung sind die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe von 
Anfang an zu beteiligen. Sie sind über Inhalt, Ziele und Verfahren umfassend zu 
unterrichten. Auf der Grundlage partnerschaftlichen Zusammenwirkens sollen 
geeignete Beteiligungsformen entwickelt werden. 
 
 
§ 15 Förderung durch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind zur Förderung der Jugendarbeit, 
der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes nach Maßgabe 
dieses Gesetzes verpflichtet. Gemäß § 79 SGB Vlll haben sie im Rahmen ihrer finanziellen 
Leistungsfähigkeit zu gewährleisten, dass in ihrem Zuständigkeitsbereich die 
erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste, Veranstaltungen und Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder und 
Jugendschutzes zur Verfügung stehen. 
 
(2) Träger der freien Jugendhilfe und Initiativen, soweit sie in den Bereichen dieses 
Gesetzes tätig sind, sollen nach Maßgabe des § 74 SGB VIII und den Inhalten und Vorgaben 
der örtlichen Jugendhilfeplanung gefördert werden. Die Förderung soll sich insbesondere 
auf die entstehenden Personal- und Sachkosten begehen. 
 
(3) Im Rahmen ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit haben die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe dafür Sorge zu tragen, dass die erforderlichen Haushaltsmittel 
bereitgestellt werden. Sie müssen in einem angemessenen Verhältnis zu den für die 
Jugendhilfe insgesamt bereitgestellten Mittel stehen. 
 



 

 

(4) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstellt auf der Grundlage der 
kommunalen Jugendhilfeplanung einen Förderplan, der für jeweils eine Wahlperiode 
der Vertretungskörperschaft festgeschrieben wird. 
 
§ 6 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben dafür Sorge zu tragen, dass Kinder und 
Jugendliche entsprechend ihrem Entwicklungsstand in den sie betreffenden 
Angelegenheiten rechtzeitig, in geeigneter Form und möglichst umfassend unterrichtet 
sowie auf ihre Rechte hingewiesen werden. Zur Förderung der Wahrnehmung ihrer Rechte 
sollen bei den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe geeignete Ansprechpartner zur 
Verfügung stehen. 
 
(2) Kinder und Jugendliche sollen an allen ihre Interessen berührenden Planungen, 
Entscheidungen und Maßnahmen, insbesondere bei der Wohnumfeld- und Verkehrsplanung, 
der bedarfsgerechten Anlage und Unterhaltung von Spielflächen sowie der baulichen 
Ausgestaltung öffentlicher Einrichtungen in angemessener Weise beteiligt werden. 
 
(3) Das Land soll im Rahmen seiner Planungen, soweit Belange von Kindern und 
Jugendlichen berührt sind, insbesondere aber bei der Gestaltung des Kinder- und 
Jugendförderplans, Kinder und Jugendliche im Rahmen seiner  Möglichkeiten hören. 
 
(4) Bei der Gestaltung der Angebote nach § 10 Abs. 1 Nrn. 1 bis 9 sollen die 
öffentlichen und freien Träger und andere nach diesem Gesetz geförderte 
Einrichtungen und Angebote die besonderen Belange der Kinder und Jugendlichen 
berücksichtigen. Hierzu soll diesen ein Mitspracherecht eingeräumt werden 
 
 
§ 10  
Schwerpunkte der Kinder- und Jugendarbeit 
 
(1) Zu den Schwerpunkten der Kinder- und Jugendarbeit gehört insbesondere 
 
1. die politische und soziale Bildung. Sie soll das Interesse an politischer Beteiligung 
frühzeitig herausbilden, die Fähigkeit zu kritischer Beurteilung politischer Vorgänge und 
Konflikte entwickeln und durch aktive Mitgestaltung politischer Vorgänge zur 
Persönlichkeitsentwicklung beitragen. 
 
2. die schulbezogene Jugendarbeit. Sie soll in Abstimmung mit der Schule geeignete 
pädagogische Angebote der Bildung, Erziehung und Förderung in und außerhalb von Schulen 
bereitstellen. 
 
3. die kulturelle Jugendarbeit. Sie soll Angebote zur Förderung der Kreativität und Ästhetik 
im Rahmen kultureller Formen umfassen, zur Entwicklung der Persönlichkeit beitragen und 
jungen Menschen die Teilnahme am kulturellen Leben der Gesellschaft erschließen. Hierzu 
gehören auch Jugendkunst- und Kreativitätsschulen. 
 
4. die sportliche und freizeitorientierte Jugendarbeit. Sie soll durch ihre gesundheitlichen, 
erzieherischen und sozialen Funktionen mit Sport, Spiel und Bewegung zur 
Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen beitragen. 
 
5. die Kinder- und Jugenderholung. Ferien- und Freizeitmaßnahmen mit jungen Menschen 
sollen der Erholung und Entspannung, der Selbstverwirklichung und der Selbstfindung 
dienen. Die Maßnahmen sollen die seelische, geistige und körperliche Entwicklung fördern, 



 

 

die Erfahrung sozialer Beziehungen untereinander vermitteln und soziale 
Benachteiligungen ausgleichen. 
 
6. die medienbezogene Jugendarbeit. Sie fördert die Aneignung von Medienkompetenz, 
insbesondere die kritische Auseinandersetzung der Nutzung von neuen Medien. 
 
7. die interkulturelle Kinder- und Jugendarbeit. Sie soll die interkulturelle Kompetenz der 
Kinder und Jugendlichen und die Selbstvergewisserung über die eigene kulturelle Identität 
fördern. Die Gelegenheit, andere Wertvorstellungen kennen zu lernen, soll darüber hinaus 
die Fähigkeit der jungen Menschen zu respektvollem Umgang im gemeinschaftlichen 
Handeln fördern. 
 
8. die geschlechterdifferenzierte Mädchen- und Jungenarbeit. Sie soll so gestaltet werden, 
dass sie insbesondere der Förderung der Chancengerechtigkeit dient und zur Überwindung 
von Geschlechterstereotypen beiträgt. 
 
9. die internationale Jugendarbeit. Sie dient der internationalen Verständigung und dem 
Verständnis anderer Kulturen sowie der Friedenssicherung, trägt zu 
grenzüberschreitenden, gemeinsamen Problemlösungen bei und soll das europäische 
Identitätsbewusstsein stärken. 
 
10. die integrationsfördernde Kinder- und Jugendarbeit. Sie dient der Integration von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in die Gesellschaft mit dem Ziel, ihre 
Bildungschancen und ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern. 
 
(2) Die Träger der freien Jugendhilfe nehmen ihre Aufgaben im Rahmen dieser 
Schwerpunkte in eigener Verantwortung wahr. Zentrale Grundprinzipien ihrer Arbeit 
sind dabei ihre Pluralität und Autonomie, die Wertorientierung, die Methodenvielfalt 
und -offenheit sowie die Freiwilligkeit der Teilnahme. 


